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Amtsgericht Paderborn, 26a OWi 105/20

Bezugnahme, Verweis, Abbildung, Datenfeld, Messfoto

StPO § 267 Abs. 1 S. 3

Leitsätze:

1.
Eine Bezugnahme ist nach § 267 Abs. 1 S. 3 StPO nur auf
Abbildungen wegen der Einzelheiten möglich. Bei dem
Datenfeld auf dem Messfoto handelt es sich aber um eine
Urkunde.

2.
Eine Bezugnahme nach § 267 Abs. 1 S. 3 StPO muss
eindeutig und zweifelsfrei sei. Im Einzelfall kann auch ein
bloßer Klammerzusatz mit der Fundstelle genügen.

Vorinstanz:

Schlagworte:

Normen:

 
Tenor:

Das angefochtene Urteil wird mit den zu Grunde liegenden
Feststellungen aufgehoben.

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Entscheidung –
auch über die Kosten des Rechtsmittels – an das Amtsgericht –
Jugendrichter – Paderborn zurückverwiesen.

 
Gründe 1
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I.

Das Amtsgericht hat die Betroffene wegen fahrlässiger Überschreitung der zulässigen
Höchstgeschwindigkeit zu einer Geldbuße von 160 Euro verurteilt und gegen sie ein
einmonatiges Fahrverbot – unter Gewährung der sog. „Viermonatsfrist – festgesetzt. Gegen
das Urteil wendet sich die Betroffene mit der Rechtsbeschwerde. Sie rügt die Verletzung
materiellen Rechts und erhebt Verfahrensrügen und beantragt, das angefochtene Urteil
aufzuheben und die Sache an eine andere Abteilung des Amtsgerichts Paderborn
zurückzuverweisen. Die Generalstaatsanwaltschaft hat beantragt, die Rechtsbeschwerde als
offensichtlich unbegründet zu verwerfen.

II.

Die zulässige Rechtsbeschwerde hat auf die Sachrüge hin Erfolg und führt zur Aufhebung der
angefochtenen Entscheidung und Zurückverweisung der Sache an das Amtsgericht
Paderborn (§§ 79 Abs. 3, 6 OWiG, 354 Abs. 2 StPO).

Die getroffenen Feststellungen zur gefahrenen bzw. gemessenen Geschwindigkeit sind
(womöglich infolge von Schreibversehen oder Rechenfehlers) widersprüchlich und tragen die
Verurteilung wegen des der Betroffenen vorgeworfenen Geschwindigkeitsverstoßes daher
nicht. In den Feststellungen (II. der Urteilsgründe) heißt es, dass das Fahrzeug der
Betroffenen „mit einer Geschwindigkeit von 82 km/h“ gemessen worden sei. Nach Abzug des
Sicherheitsabschlags von 3 km/h ergebe sich eine „vorwerfbare Geschwindigkeit von 83 km/h
und somit eine Überschreitung von 32 km/h“. Wäre das von der Betroffenen geführte
Fahrzeug tatsächlich mit einer Geschwindigkeit von 82 km/h gemessen worden, so wäre
nach Abzug des Sicherheitsabschlages von 3 km/h eine tatsächlich gefahrene
Geschwindigkeit von nur 79 km/h zu Grunde zu legen. Mit dem vom Amtsgericht zu Grunde
gelegten Wert von 82 km/h tatsächlicher gefahrener Geschwindigkeit korrespondiert zwar die
Angabe in der Beweiswürdigung, dass sich aus dem „gefertigten Messfoto nebst Datenfeld
(Bl. 7 der Akte)“ eine Geschwindigkeit von 85 km/h habe ablesen lassen. Der Senat kann
aber letztlich mit dem ihm zur Verfügung stehenden Erkenntnisquellen (maßgeblich für die
Überprüfung des angefochtenen Urteils auf die Sachrüge hin ist allein der Inhalt des Urteils)
nicht feststellen, welche der Angaben bzw. ob überhaupt eine von ihnen zutrifft. Der Senat
kann im Rahmen der Überprüfung auf die Sachrüge hin auch nicht auf das Datenfeld des
Messfotos zurückgreifen. Soweit in der Beweiswürdigung ein Klammerzusatz „Blatt 7 der
Akte“ als Bezugnahme i.S.v. § 267 Abs. 1 S. 3 StPO auf das Datenfeld des Messfotos
verstanden werden könnte, ist ein solcher Verweis grundsätzlich unzulässig. Eine
Bezugnahme ist nach § 267 Abs. 1 S. 3 StPO nur auf Abbildungen möglich. Bei dem
Datenfeld auf dem Messfoto handelt es sich aber um eine Urkunde (vgl. OLG Hamm NStZ-
RR 2016, 121 m.w.N.; Krenberger jurisPR-VerkR 8/2016 Anm. 5). Soweit in einer
Entscheidung des KG Berlin (NStZ-RR 2016, 27, 28) vertreten wird, ein Verweis sei – obwohl
es sich bei dem Datenfeld um eine Urkunde handele – dann ausnahmsweise zulässig, wenn
dessen gedanklicher Inhalt sich ausnahmsweise auf einen Blick erfassen lasse, kann der
Senat dem nicht folgen. Letztendlich kann das aber dahinstehen, da sich der gedankliche
Inhalt hier – bei eine Datenfeld mit fünf Spalten und jeweils drei bzw. zwei Zeilen - auch nicht
auf einen Blick erfassen lässt. Hinzu kommt, dass der Klammerzusatz „Blatt 7 der Akte“ auch
schon keine wirksame Bezugnahme i.S.v. § 267 Abs. 1 S. 3 StPO darstellt. Eine solche
Bezugnahme muss eindeutig und zweifelsfrei sei. Im Einzelfall kann auch ein bloßer
Klammerzusatz mit der Fundstelle genügen (BGH NStZ-RR 2016, 178). Im vorliegenden Fall
ergibt sich nicht zweifelsfrei, dass der genannte Klammerzusatz tatsächlich eine
Bezugnahme darstellen soll. Das Amtsgericht hat an einer Vielzahl von Stellen solche
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Klammerzusätze mit Fundstellenangaben vorgenommen, welche schon nach der Mitteilung
im angefochtenen Urteil eindeutig keine Abbildungen (sondern Urkunden) enthalten
(Schulungsnachweis des Messbeamten, Messprotokoll, Eichschein). Es kann daher nicht
eindeutig davon ausgegangen werden, dass hier tatsächlich Bezugnahmen i.S.v. § 267 Abs.
1 S. 3 StPO vorgenommen werden sollten oder sonstige – letztlich im Straf- und
Ordnungswidrigkeitenverfahren überflüssige – Fundstellennachweise.

Angesichts dessen kommt der Senat nicht umhin, das angefochtene Urteil aufzuheben und
die Sache an das Amtsgericht zurückzuverweisen. Da Gründe, warum nicht der Richter des
ersten Rechtszuges erneut entscheiden sollte, nicht ersichtlich sind (vgl. KK-Hadamitzky,
OWiG, 5. Aufl., § 79 Rdn. 161), bedurfte es der Zurückverweisung an eine andere Abteilung
des Amtsgerichts nicht.
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